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dGr AbgeErnst Fis c h c :r- u.nd. GGllOSSun 

an den BundGsminister für Unterricht, 

betreffend die geplante Gebührenerhörjung an den Hoehsohuleno 

2'. Jänner 1952 

Auf einer der letzten Rektorenkonferenzen VllUrde eine allgemeine Erhöhung der 

Studiengebühren an den Hochschulen bGschlossGn und dem Bundesministerium für 

Unterricht vorgestlhlagen, .diese Mittel zur Erhöhung des Anteiles der Professoren 

am Kolleggeld auf das Fünffache zu verwendeno 

Der Beschluss der RektorGnkonferenz und ein sGitherbekanntgewordener Entwurf 

des Unterrichtsministeriums sehen eJbne Erhöhung der Kolleggelder und Prüfungs'''' 

taxen auf das Fünffache,fe:rner eine Erhöhuhg der sogenannten Wiederaufbau- und 

Aufwandsbeiträge auf das Dreifache sowie eine Erhöhung der Laboratoriums- und 

Institutstaxen vor~ 

Die Durohführung der Beschlüsse der Rektorenkonferenz, welche als entschie~ 

dener Protest gegen die jahrelange Verschleppung der Forderungen der österrei'~ 

ohischen Hochsshullehrerschaft zu werten sind" würden eine untragbare finanziello 

Belastung für eine grosse .Anzahl unbemittelter und minderbemittelter Studenten 

und einen entscheidenden Schritt zur Verschärfung des sozialen iiumerusolausus 

an den Hochschulen Öste~e1chs bedeuteng 

Es ist eine Tatsache, die von den Abgeordneten des Linksblocks oft genug 

verurteilt VllUrde, dass die Dotierung unserer Hochsohulen und die Bezahlung 

unserer Hochschulprofessoren, Dozenten, Assisten"!ien un~ wissenschaftlichen Hilfs-· 

kräfte jedem Anspruch unseres Staates auf einen Platz unter den Kulturvölkern der 

Welt Hohn sprichto Doch es geht nicht an, die Mittel, die der Staat auf~ubringen 

verpflichtet ist~ aus den Beiträgen der Studenten zu holeno 

Die unterz~ichneten Abgeordneten richten daher an den Herrn Bundesminister 

fürUntarricht die folgendo 

A ~J r ~~~-.L 

1~) Ist der Herr Bundesmi~tster bereit, dafür zu sorgen, .dass die Hochschulen 

und die Rochschu1lehrersohaft aus staatlichen Mitteln in einem Ausrnass dotiert 

werden, das den Anforderungen eines Kulturstaates entspricht? 

29 ) Ist der Herr Bundesmini<ster bereit; verbindlioh zu erklären, dass nicht 

daran gedaoht wird, durch ej ne Erhöhung der KOlleggeldert PI'Üfungsta.x:en eto" 

die materielle Lage der Studenten weiter zu verschlechtern? 
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